
ZIVILSCHUTZ - ENQUETE
Ich möchte hier fortsetzen mit
der Zusammenfassung des Referates
"Neue Perspektiven des Zivil­
schutzes", das Kar1 B1echa an­
1äß 1ich der Zi vi 1schutzenquete
am 30. Jänner 1985 im Kongreßzen­
trum Hofburg gehalten hat. Der
erste Teil umfaßte die Aufgaben
des Zivilschutzes im Allgemeinen,
di e recht1i chen Grund1agen sowi e
das Führungssystem.
Hier im zweiten Teil geht es
um den Warn- und Alarmdienst,
den Selbstschutz der Bevölkerung,
überregionale Einsatzleitung
und Auslandshilfe, personelle
Ausstattung, Finanzierung,
Schutzraumbau und Strahlenschutz.
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Warn- und Alarmdienst

Das Vorhandensein technischer
Einrichtungen, für eine schnelle
Warnung der Bevöl kerung, ist
eine wichtige Voraussetzung für
einen funktionsfähigen Zivil­
schutz. Seit vier Jahren sind
Verhandlungen über den Abschluß
einer Vereinbarung zwischen dem
Bund und den Ländern geführt
worden - betreffend die Einrich­
tung, den Betrieb und die Finan­
z.i erung ei nes auf di e Funkfern­
aus1ösung von Si renen gestützten
gemeinsamen Warn- und Alarmsystems
aller Gebietskörperschaften,
die nun zum Abschluß gebracht
werden sollten.
[)i e Drei tei 1ung der Kosten
zwischen Bund, Ländern und Ge­
meinden scheint eine der Ver­
teilung der Zuständigkeiten ,für
den Zivil- und Katastrophenschutz
angemessene und gerechte Lösung
zu sein.
In den Bundesländer OÖ, Stmk,
Sbg und Kärnten gelang bereits
die generelle Einbindung der
Gemeinden in die gemeinsame
finanzielle Verantwortung. Der
in ei ni gen Bundes 1ändern noch
fehlende Ausbau der Fernsteuerung
der Alarmsirenen sollte also
in Zusammenarbeit zwischen den
Gebietskörperschaften promptest
in Angriff genommen und abge­
schlossen werden. Mit dem Ausbau
des Al arm- und Warndi enstes wer­
den sich wahrscheinlich in den
Bezirkshauptstädten rund um die
Uhr besetzte A1arm- und Nach­
richtenzentralen ergeben.
Mit Rück sicht aUl mög1i che Über­
leistung und Ausfälle des österr.

Telefonnetzes, wird es als not­
wendig erachtet" zwischen den
zuständigen Behörden, Befehl s­
stellen etc. ein Funknetz einzu-
richten (Führungsnetz). Den
österr. Einsatzorganisationen
sollte bei der Si cherung der
erforderlichen Funkfrequenzen
mehr als bi sher Unterstützung
gewährt werden, denn gesicherte
Funkverbi ndungen . von Ei nsatzei n­
heiten sind vor allem für die
örtliche Hilfeleistung von Bedeu­
tung.

der Bevölkerung

Di e Schadensbekämpfung im Zi vil­
schutz ist zum größten Tei 1 auf
den Selbstschutz zu verl egen .
Daraus ergi bt si ch der Vortei 1,
daß ausrei chend Personal vor­
handen ist, und bei Beschaffung
der erforderlichen Ausrüstungs­
und Einsatzmittel die Möglichkeit
besteht, an zahllosen Schaden­
stellen gleichzeitig einzugreifen
und Erste Hi He zu 1ei sten, bi s
der behördliche Zivilschutzhilfs­
dienst eingreifen kann (besonders
für größere Warenhausan1agen,
Betriebe, Schulen, Kranken- und
Pflegeanstalten anzustreben).
Für den Auf- und Ausbau sowie
die Aus- und Fortbi ldung der
Selbstschutzkräfte sollten sich
~i e Behörden der Mitwi rkung des
Osterr. Zivi 1schutzverbandes
der Feuerwehren und der Sanitäts­
organisationen . bedienen. Weiters
meint B1echa, daß eine große
Aufgabe des Zivi 1schutzverbandes
wohl verstärkt auf die Aufklärung
der Bevölkerung auszurichten
wäre, was den wieder die Bereit­
stellung höherer finanziellen
Mittel erfordert.

ÜBERREGIONALE EINSATZLEITUNG-AUS­
LANDSHILFE

Durch entsprechende Vereinba­
rungen der Bundesländer bzw.
Rege1ungen mit dem Bund, müßten
erforderliche überregionale
Hilfeleistungen im Katastrophen­
bzw. Zivilschutzfall adaptiert
werden.
Es wäre auch organi satori sch,
personell und sachlich denkbar,
eine Ausl andshi lfe in Katastro­
phenfall aufzubauen, sofern die
rechtlichen und finanziellen
Voraussetzungen geschaffen wur­
den.

FINANZIERUNG DES ZIVILSCHUTZES

Oie Anforderungen, die für den
Aufbau ei nes wi rksamen Zi vi 1­
schutzes an den Ausbau bzw. die
Verbesserung von Organisations­
formen, an die personelle und
sachliche Ausstattung und
sch1 ießl ich an die Ausbildung
der Ei nsatzorgani sat ionen zu
ste11 en sei n werden, werden ohne
Zweifel sehr kostenintensiv sein.
Oie größte Kostenart wird ohne
Zweifel die Ergänzung bzw. Ver­
bess"!rung der Ausrüstung ver­
ursachen.

Leistungsrecht

Für den Zivilschutz beschafftes
zusätzliches Gerät darf auch
in Zukunft nicht eingemottet
und irgendwo auf Lager abgestellt
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Das wäre nun soweit die Zusammen-
fassung des Referates von
Minister Kar1 Blecha. Ich
würde mir wünschen, daß er
bei der Umsetzung seiner Ideen
mit dem gleichen Elan ans
Werk geht, wie bei der Organisa­
ti on der Zi vi 1schutzenquete ,
denn die Zeit drängt zweifellos.
Dazu gehört aber auch, daß
man ihm die notwendige Zeit

auf dem Posten des Innenmi ni ster
bel äßt und nicht aus takti schen
Gründen (z.' B. zum Aufmöbe 1n
einer maroden Landesparteiorgani­
sation) vorzeitig abberuft.
Im Interesse der Österreichischen
Nation wäre Karl Blecha ein
Erfo1g gegönnt.

Gernot Schinner1

ZUSAMMENFASSUNG

Wi r müssen davon ausgehen,
daß wir sofort - wie der Jurist
sagt "hic et nunc" - beginnen
müssen, etwas zu tun, mehr
zu tun, das Notwendige zu
tun.
Die Gefahr entzieht sich der
Berechenbarkeit, daher ist
jeder Schritt von Nutzen,
der uns über den gegenwärtigen
Zustand der Gefahrenabwehr
im weitesten Sinne des Wortes
hinausführt. Den Zeitpunkt
di eser positi ven Veränderungen
bestimmen wir und es ist keine
Frage, daß nur viele, vielleicht
kleine Schritte zum Ziel der
Sicherung des Lebens und der
Gesundheit der Zivilbevölkerung
in den Anlaßfällen des Zivil­
schutzes führen können. Von aus­
sch1~ggebender Bedeutung ist es,
die Offentlichkeit zu motivieren,
si e davon zu überzeugen, daß
bei 'bestimmten Bedrohungsbi 1dern
Schutzmaßnahmen möglich und

... nütz1ich sind.

längere Zeit AufenthaJt finden
kann. Es ist zu betonen, daß bei
diesen Strahlenschutzmaßnahmen
in erster Linie von Gefährdungen
nicht militärischen Charakters
ausgegangen wird. ,

STRAHLENSCHUTZ

Medizinische Versorgung

Das 1969 erarbeitete Strahlen­
schutzgesetz bildet die Voraus­
setzung für die Tätigkeit der
ebenfa11 s im Gesetz vorgesehenen
Strah1enspürtrupps der Bundes-
po1i zei und. Bundesgendarmeri e,
deren Aufgabe das Messen und
Markieren einer vermuteten oder
eingetretenen Verstrahlung ist.
Das bestehende Meßsystem wi rd
durch das bereits teilrealisierte
akustische Warn system ergänzt
und bedarf zur Errei chung sei nes
angestrebten Wirkungsgrades des
Vorhandensei ns von strah1enge­
schützen Räumen, in denen die
Bevölkerung bei entsprechenden I_

Bevorratung von Bedarfsgütern~ •
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werden, um dann im Ernstfall
von ungeübten Leuten sch1echt
bedi ent zu werden. Di e für den Das Konzept des Arbeitskrei ses
Zi vil schutz zusätzl i chen benötig- "Gesundheit" geht zu Recht von
ten Geräte so llten auch weiterhi n dem Pri nz i paus, daß in Katas-
dem friedensmäßigen Brand- und trophenfällen die medizinische
Katastrophenschutz, dem Rettungs- Behandlung ohne Unterschied der
di enst usw. nutzbar gemacht wer- Person, also ohne Rücks icht auf
den; so 1äßt sich ihre Beschaf- National ität, Geschlecht oder
fung auch wirtschaftlich besser Zugehörigkeit zum Bundesheer
rechtfertigen. zu erfolgen hat. Dieses Konzept,
Fragen bzgl. Auf- und Ausbau da's im Einklang mit dem Völker-
des Zivilschutzes werden von recht vom Geist der Humanität
den betroffenen Gebietskörper- getragen ist, sieht weiters in
schaftet" im Si nne ei nes koopera- Notsituat ionen ei ne enge Koopera-
tiven Föderalismus gelöst werden tion zwischen den zivilbehörd-
müssen, da diese Lösung zweifel- lichen, militärischen und frei-

l los Ersparnisse und Vorteile willigen Sanitätsdiensten vor.
" gegenüber der Aufstellung eigener Das Niveau der ärztlichen Versor-

staat1i cher Zi vil schutzei nheiten gung ist in unserem Land unter
. mit sich bringt. normalen Umständen völlig aus-

r••~...~ reichend, doch in Notfällen,
~ 'f" •. l~iI'·,;"':.~ - b~.s hin. zum V~rt~idigungsfall
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Schutzraumbau Jl 4'" ,~._.... 11 an med~l;~nlSChen v~rsor-...

Die Versorgung der Bevölkerung ~ _ __
mit Schutzpl ätzen kann in abseh- I' ........"Ä.!
barer Zeit ni cht über di e Neu- gungsbedürft i gen auftreten, daß
bautätigkeit allein erfolgen. es sich dann als notwendig. er-
Dazu müßte man warten, bi s der wei se, genügend geschulte Arzte
Großteil der Gebäude ohne Schutz- in der Notfallmedizin zu Ver-
raum durch Neubauten mit Schutz- fügung zu haben, um das Mißver-
räumen ersetzt wird. Daher ist hältnis zwischen Hilfsmöglichkeit
es notwendig, für den Schutz der und Hilfsbedarf einigermaßen
Bevölkerung auch die am besten auszugleichen.
geeigneten Objekte des Altbe­
standes heranzuzi ehen. Natür1ich
werden hier Luftschutzbauten
vom letzten Weltkrieg mit berück­
sichtigt; auch die zahlreich
vorhandenen Straßen- und Auto­
bahntunne1 könnten in di e Über­
1egungen über den Schutz der
Bevölkerung einbezogen werden.
Blechas Denkanstoß zu dieser
Themati k:

Der Bund könnte die Basis für
di e Durchführung ei nes umfas­
~enden Schutzraumprogrammes für
Osterreich dadurch schaffen
helfen, daß er die Kosten der
generellen Schutzraumpla~ung der
Gemeinden übernimmt. 'Erst die
Ergebni sse di eser Erhebungen
w~rden u. a. eine Schwerpunkt­
~l-l dung bei der Vertei 1ung der
offentlichen Schutzräume ent-
sprechend den Konsequenzen des
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